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REICHSABGABENORDNUNG 
Vom 22. Mai 1931 

(BGBl. I S. 161; III 610-1)

§ 392 
Steuerhinterziehung

(1) Wer zum eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines 
anderen nicht gerechtfertigte Steuervorteile erschleicht 
oder vorsätzlich bewirkt, daß

Steuereinnahmen verkürzt werden, wird mit Geld­
strafe oder mit Gefängnis und mit Geldstrafe bestraft. 
Die Geldstrafe beträgt höchstens fünf Millionen Deut­
sche Mark.

(2) Steuerhinterziehung begeht auch, wer Sachen, 
für die ihm Steuerbefreiung oder Steuervorteile ge­
währt sind, zu einem Zweck verwendet, der der 
Steuerbefreiung oder dem Steuervorteil, die er ver­
langt hat, nicht entspricht, und es zum eigenen Vor­
teil oder zum Vorteil eines anderen vorsätzlich un­
terläßt, dies dem Finanzamt vorher rechtzeitig anzu­
zeigen.

(3) Es genügt, daß infolge der Tat ein geringerer 
Steuerbetrag festgesetzt oder ein Steuervorteil zu 
Unrecht gewährt oder belassen ist; ob der Betrag, der 
sonst festgesetzt wäre, aus anderen Gründen hätte 
ermäßigt werden müssen oder der Vorteil aus ande­
ren Gründen hätte beansprucht werden können, ist 
für die Bestrafung ohne Bedeutung.

§ 393
Versuch der Steuerhinterziehung

(1) Der Versuch der Steuerhinterziehung ist straf­
bar.

(2) Wer in dem Bewußtsein, daß infolge seines Ver­
haltens eine Verkürzung von Einnahmen an Vermö­
genssteuer oder Realsteuer eintreten kann, es unter­
nimmt, die mit der Wertermittlung befaßten Behör­
den irrezuführen, wird bestraft, wie wenn er den 
Versuch einer Steuerhinterziehung begangen hätte.

Anmerkung:
Das gesetzwidrige Zurückhalten von Waren kann als 
Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

§ 174
(bei §§ 146 f. StGB West)

§ 175
(bei § 151 StGB West)

§176

Verkürzung von Steuern, Abgaben, anderen
Abführungen an den Staatshaushalt und Beiträgen 

zur Sozialpflichtversicherung
(1) Wer vorsätzlich bewirkt, daß

1. Steuern, Abgaben, andere Abführungen an den 
Staatshaushalt oder Beiträge zur Sozialpflichtversiche­
rung nicht oder zu niedrig festgesetzt werden;

2. Steuern, Abgaben, andere Abführungen an den 
Staatshaushalt oder Beiträge zur Sozialpflichtversiche­
rung, die der Schuldner zu berechnen und abzufüh­
ren hat, nicht oder zu niedrig erklärt oder angemel­
det werden;

3. Vorteile bei der Festsetzung oder Erhebung von 
Steuern, Abgaben, anderen Abführungen an den 
Staatshaushalt oder von Beiträgen zur Sozialversi­
cherung rechtswidrig gewährt oder belassen werden,

wird, wenn er einen erheblichen Schaden vorsätzlich 
verursacht oder bereits wegen Verkürzung von Steu­
ern, Abgaben, anderen Abführungen an den Staats­
haushalt oder Beiträgen zur Sozialpflichtversiche­
rung bestraft oder innerhalb des letzten Jahres mit 
einer Ordnungsstrafe oder von einem gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen 
worden ist, mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verur­
teilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.


